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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Stuttgart vom 04.06.2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung
streitig.

Der 1960 geborene KlÃ¤ger hat eine Berufsausbildung zum Feinblechner absolviert.
In diesem Beruf war er zuletzt im Oktober 1993 tÃ¤tig. Er gab diesen Beruf nicht
aus gesundheitlichen GrÃ¼nden auf. AnschlieÃ�end war er â�� mit Unterbrechung
durch Arbeitslosigkeit, Krankheit und PflegetÃ¤tigkeit â�� als AutomatenbefÃ¼ller
tÃ¤tig. Seit Dezember 2012 steht er in Bezug von Arbeitslosengeld II. Vom
02.07.2018 bis 14.09.2018 war der KlÃ¤ger bei einem Sicherheitsdienst
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Im Mai und Juni 2019 war er als Warensortierer
bei der Tafel S2 tÃ¤tig.
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Die Beklagte bewilligte dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 29.11.2019 dem Grunde
nach Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und erklÃ¤rte sich bereit, einen
Eingliederungszuschuss an einen Arbeitgeber zu leisten.

Der KlÃ¤ger absolvierte in der Zeit vom 17.10.2019 bis zum 12.11.2019 eine
stationÃ¤re MaÃ�nahme der medizinischen Rehabilitation in der Reha-Klinik Ã� in I,
aus der er mit einem LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarkts Ã¼berwiegend im Stehen, Gehen und Sitzen von sechs
Stunden und mehr entlassen wurde. Im Entlassbericht vom 18.11.2019
diagnostizierte B ein Bewegungs- und Belastungsdefizit der LendenwirbelsÃ¤ule bei
degenerativen VerÃ¤nderungen, Fehlstatik und muskulÃ¤rer Dysbalance, eine
mÃ¤Ã�ig eingeschrÃ¤nkte kardiopulmonale Belastbarkeit bei COPD Grad II nach
GOLD, ein Impingement der linken Schulter mit Belastungsdefizit, eine Hypertonie,
medikamentÃ¶s behandelt, ein Ã�bergewicht und eine mittelgradige depressive
Episode mit Ã�ngsten. Zu vermeiden seien schweres Heben und Tragen von Lasten,
hÃ¤ufiges BÃ¼cken, langanhaltende einseitige KÃ¶rperhaltungen, Ã¼berwiegende
Zwangshaltungen, Ã�berkopfarbeiten sowie inhalative Reize, KÃ¤lte, NÃ¤sse und
Zugluft. Es bestÃ¼nden keine relevanten EinschrÃ¤nkungen bei der
Selbstversorgung im Alltag oder bei der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Der
KlÃ¤ger habe wenig Motivation bei bestehendem Rentenwunsch gezeigt. Er zeige
eine fast automatische Abwehr von Anforderungen, obwohl er diese bewÃ¤ltigen
kÃ¶nne.

Am 11.02.2020 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten eine Rente wegen
Erwerbsminderung. In seiner sozialmedizinischen Stellungnahme vom 27.02.2020
gelangte L â�� unter BerÃ¼cksichtigung der Diagnosen degenerative
VerÃ¤nderung der LendenwirbelsÃ¤ule, COPD und Impingement linke Schulter â��
zu der Beurteilung, dass der KlÃ¤ger leichte kÃ¶rperliche Arbeiten Ã¼berwiegend
im Stehen, Gehen und Sitzen in FrÃ¼h- und SpÃ¤tschicht sechs Stunden und mehr
verrichten kÃ¶nne. Seine letzte berufliche TÃ¤tigkeit als AutomatenbefÃ¼ller sei
ihm nur noch unter drei Stunden mÃ¶glich.

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 28.02.2020 den Antrag auf Rente wegen
Erwerbsminderung ab, weil die medizinischen Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt seien.
Dagegen legte der KlÃ¤ger am 23.03.2020 Widerspruch ein. Er sei ihm Moment
aufgrund der Vielzahl und Schwere seiner Leiden (Lungenprobleme, Schmerzen in
der Schulter und im RÃ¼cken) nicht mehr in der Lage, mehr als drei Stunden
tÃ¤glich zu arbeiten.

Im Rahmen des Widerspruchsverfahrens holte die Beklagte Befundberichte der
behandelnden Ã�rzte ein. Der P teilte unter dem 08.04.2020 die Diagnosen COPD II,
inhalatives Rauchen und arterielle Hypertonie mit. Es bestehe eine obstruktive
VentilationsstÃ¶rung, eine BefundÃ¤nderung habe nicht stattgefunden. Der K
diagnostizierte unter dem 18.04.2020 eine Lumboischialgie bei Osteochondrose und
Spondylarthrosen der unteren LendenwirbelsÃ¤ule sowie ein Impingementsyndrom
linke Schulter. Es bestehe eine eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit und ein
Belastungsschmerz der linken Schulter und der LendenwirbelsÃ¤ule.
Sensomotorische Defizite oder Paresen lÃ¤gen nicht vor. Der Beratungsarzt der
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Beklagten, Facharzt fÃ¼r Chirurgie L, nahm unter dem 04.05.2020 dahingehend
Stellung, dass kein neuer medizinischer Aspekt vorliege. Auch der S ging von einem
LeistungsvermÃ¶gen von sechs Stunden und mehr aus. Mit Widerspruchsbescheid
vom 25.06.2020 wies die Beklagte den Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 08.07.2020 Klage zum Sozialgericht Stuttgart (SG)
unter Wiederholung seines bisherigen Vorbringens erhoben.

Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten.

Das SG hat die behandelnden Ã�rzte des KlÃ¤gers als sachverstÃ¤ndige Zeugen
schriftlich einvernommen. P hat mit Schreiben vom 05.10.2020 mitgeteilt, dass der
KlÃ¤ger sich bei ihm im Regelfall zweimal jÃ¤hrlich vorstelle. Er hat die Diagnose
COPD GradÂ II und fortgesetztes inhalatives Rauchen genannt. KÃ¶rperliche
TÃ¤tigkeiten unter belastenden Umweltbedingungen wie Zugluft, kalte Luft, Staub
und Aerosolen seien nur unter drei Stunden mÃ¶glich. Eine TÃ¤tigkeit ohne
kÃ¶rperliche Belastung und belastende Umweltbedingungen halte er
lungenfunktionell fÃ¼r mÃ¶glich, auch vollzeitig. Eine durchgreifende Besserung sei
nicht zu erwarten, zumal der KlÃ¤ger das Rauchen nicht einstelle. Eine Gehstrecke
von 4 x 500 Metern am Tag mÃ¼sse bei der eingeschrÃ¤nkten Lungenfunktion
mÃ¶glich sein. Der K hat mit Schreiben vom 18.10.2020 mitgeteilt, dass er den
KlÃ¤ger in der Zeit vom 21.01.2019 bis zum 28.05.2019 behandelt habe. Klinisch
habe sich ein typisches Impingementsyndrom ohne motorisches Defizit sowie eine
schmerzbedingt eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit mit erhaltenem Bewegungsumfang
gezeigt. In der RÃ¶ntgenaufnahme habe sich ein leichter Humeruskopfhochstand
gezeigt. Hinsichtlich der vom KlÃ¤ger beklagten RÃ¼ckenschmerzen habe kein
sensomotorisches Defizit bestanden. Basierend auf seinem Untersuchungsbefund
kÃ¶nne er eine zeitliche EinschrÃ¤nkung nicht annehmen. Generell empfehle er
rÃ¼ckengerechte TÃ¤tigkeiten im Wechsel von Sitzen, Gehen und Stehen sowie das
Meiden von schulterbelastenden Ã�berkopfarbeiten.

Die S1 hat mit Schreiben vom 28.10.2020 mitgeteilt, dass sich der KlÃ¤ger 2- bis
3-mal pro Quartal in der Praxis vorstelle. Sie hat die Diagnosen arterielle
Hypertonie, HypercholesterinÃ¤mie, COPD und HyperurikÃ¤mie genannt. Seit
August klage der KlÃ¤ger Ã¼ber Kopfschmerzen, Schulterschmerzen und
Lumboischialgien. In Bezug auf die COPD seien die Befunde stabil. Der KlÃ¤ger sei
in der Lage, leichte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ca drei bis
sechs Stunden auszufÃ¼hren. Bei den kurzen Strecken in Praxis zeige sich ein
normales Gangbild und ein normaler Wechsel zwischen Sitzen und Stehen. Somit
sei eine wechselnde sitzende, stehende und gehende TÃ¤tigkeit zumutbar. Leichte
TÃ¤tigkeiten wie Zureichen, Transportieren und Sortieren bis 5 kg seien mÃ¶glich.
GleichfÃ¶rmige KÃ¶rperhaltung, hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Arbeiten auf Leitern oder
GerÃ¼sten, Arbeiten an gefÃ¤hrdenden Maschinen, Akkord-, FlieÃ�band-, Schicht-
und Nachtschichtarbeiten seien zu unterlassen, ebenso KÃ¤lte, NÃ¤sse und Zugluft.
EinschrÃ¤nkung der WegefÃ¤higkeit bestÃ¼nden nicht.

Die Beklagte hat unter Vorlage der sozialmedizinischen Stellungnahme der J vom
25.11.2020 an ihrer Leistungsbeurteilung festgehalten.
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Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten hat das SG die Klage durch Gerichtsbescheid vom
04.06.2021 abgewiesen. Der KlÃ¤ger habe gegen die Beklagte keinen Anspruch auf
Erwerbsminderungsrente. GemÃ¤Ã� Â§Â 43 Abs 1 Satz 1 Sechstes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VI) hÃ¤tten Versicherte bis zum Erreichen der
Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung, wenn
sie teilweise erwerbsgemindert seien (Nr 1), in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt
der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit hÃ¤tten (Nr 2) und vor Eintritt der
Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt hÃ¤tten (Nr 3). Teilweise
erwerbsgemindert seien nach Â§Â 43 Abs 1 Satz 2 SGB IV Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbarer Zeit auÃ�erstande seien, unter
den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindesten sechs
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Anspruch auf Rente wegen voller
Erwerbsminderung hÃ¤tten â�� bei im Ã�brigen identischen
Tatbestandsvoraussetzungen â�� Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbarer Zeit auÃ�erstande seien, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs 2 Satz 2 SGB IV). GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs 3 SGB VI sei
schlieÃ�lich nicht erwerbsgemindert, wer unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein
kÃ¶nne; dabei sei die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Der KlÃ¤ger sei nicht voll oder teilweise erwerbsgemindert im Sinne von Â§Â 43 Abs
1 SatzÂ 2 und Abs 2 Satz 2 SGB VI. Zur Ã�berzeugung des Gerichts sei der KlÃ¤ger
jedenfalls noch in der Lage, leichte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
mindestens sechs Stunden tÃ¤glich unter qualitativen EinschrÃ¤nkungen
auszuÃ¼ben. Das Gericht stÃ¼tze sich dabei auf die schriftlichen AuskÃ¼nfte der
als sachverstÃ¤ndige Zeugen einvernommenen behandelnden Ã�rzte des KlÃ¤gers
sowie die Feststellung zur gesundheitlichen Konstitution des KlÃ¤gers im
Entlassungsbericht aus der RehabilitationsmaÃ�nahme. Auf dem Fachgebiet der
Inneren Medizin bzw Pneumologie bestehe nach der Auskunft des Facharztes fÃ¼r
Innere Medizin und Pneumologie P eine chronisch obstruktive Lungenerkrankung
(COPD) Grad II. Es hÃ¤tten zum Zeitpunkt der letzten Untersuchung am 19.09.2019
nach Verschlechterung des Zustands reduzierte statische Volumina, eine schwere
periphere Obstruktion und leichtgradige zentrale Obstruktion sowie eine schwere
LungenÃ¼berblÃ¤hung bestanden. Das forcierte exspiratorische Volumen sei
abgesunken gewesen. Dadurch wÃ¼rden nachvollziehbar qualitative
EinschrÃ¤nkungen des LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers begrÃ¼ndet, nÃ¤mlich,
dass eine kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit, insbesondere unter Staubbelastung und anderen
belastenden Umweltbedingungen nicht mehr mÃ¶glich sei. Es folge daraus nach der
nachvollziehbaren EinschÃ¤tzung von P jedoch keine EinschrÃ¤nkung der zeitlichen
LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt. Von dem Begriff der kÃ¶rperlich leichten TÃ¤tigkeit seien
beispielsweise hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Treppen- und Leiternsteigen, Zwangshaltungen
sowie Ã�berkopfarbeiten bereits ausgeschlossen, also TÃ¤tigkeiten, bei denen von
einer kÃ¶rperlichen Anstrengung auszugehen sei, die dem KlÃ¤ger aufgrund der
Lungenerkrankung schwerfallen kÃ¶nnten. Dem Ausschluss belastender
Umweltbedingungen kÃ¶nne bei der AusÃ¼bung leichter TÃ¤tigkeiten ebenfalls
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Rechnung getragen werden. Denn leichte TÃ¤tigkeiten wie zB das Bedienen von
Maschinen oder das Zureichen, Abnehmen, Transportieren, Reinigen, Kleben,
Sortieren, Verpacken, Zusammensetzen von Teilen, Messen, PrÃ¼fen, Ã�berwachen
und die (QualitÃ¤ts-)Kontrolle von ProduktionsvorgÃ¤ngen (Hinweis auf
Bundessozialgericht 11.12.2019, B 13 R 7/18 R) kÃ¶nnten auch im Innenbereich
ohne besondere Staubentwicklung ausgeÃ¼bt werden. Zeitliche EinschrÃ¤nkungen,
die aus den festgestellten pneumologischen Erkrankungen folgten, seien daher
nicht ersichtlich.

Auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet bestÃ¼nden bei dem KlÃ¤ger ein
Impingementsyndrom der linken Schulter sowie im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule
degenerative VerÃ¤nderungen mit Osteochondrosen und Spondylarthrosen ohne
sensomotorische Defizite. Jedoch folge nach Aussage des K daraus keine
EinschrÃ¤nkung des Bewegungsumfangs. Auch unter WÃ¼rdigung der Angaben im
Entlassungsbericht aus der RehabilitationsmaÃ�nahme sei eine schmerzfreie und
uneingeschrÃ¤nkte Rotation und Lateralflexion von Brust- und LendenwirbelsÃ¤ule
festzustellen. Wenn der KlÃ¤ger sein Rentenbegehren insbesondere auf Schmerzen
in der Schulter und im RÃ¼cken stÃ¼tze, werde das Vorliegen von Schmerzen
angesichts der Aussage des K und der Feststellung von Schmerzen im LWS-Bereich
im Entlassungsbericht aus der RehabilitationsmaÃ�nahme nicht in Frage gestellt.
Der bestehende Leidensdruck erreiche aber kein AusmaÃ�, das dem KlÃ¤ger die
AusÃ¼bung kÃ¶rperlich leichter TÃ¤tigkeiten vollschichtig verwehren wÃ¼rde.
Denn dagegen spreche, dass sich der KlÃ¤ger seit dem zuletzt wahrgenommenen
Akupunkturtermin im Mai 2019 nicht in Behandlung befinde. Neben
Krankengymnastik und KÃ¶rperakupunktur als Schmerztherapie sei vom
aufgesuchten OrthopÃ¤den eine besondere Schmerzmedikation nicht veranlasst
worden. Die Akupunkturtermine habe der KlÃ¤ger nicht vollstÃ¤ndig
wahrgenommen. Die Sprechstunde des OrthopÃ¤den habe der KlÃ¤ger zuletzt im
MÃ¤rz 2019 aufgesucht. Der Leidensdruck sei nicht so groÃ� gewesen, dass der
KlÃ¤ger eine Behandlung bei einem anderen OrthopÃ¤den oder
Schmerztherapeuten veranlasst gesehen habe.

Dass die behandelnde HausÃ¤rztin des KlÃ¤gers S1 das maÃ�gebliche Leiden auf
dem Fachgebiet der OrthopÃ¤die sehe, den KlÃ¤ger aufgrund des chronischen
Lumbalsyndroms als arbeitsunfÃ¤hig einschÃ¤tze und ihn lediglich in der Lage
sehe, leichte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt im Umfang von drei
bis sechs Stunden auszuÃ¼ben, fÃ¼hre zu keiner anderen Bewertung. S1 stÃ¼tze
ihre EinschÃ¤tzung maÃ�geblich auf die orthopÃ¤dischen Leiden des KlÃ¤gers und
gehe davon aus, dass der KlÃ¤ger sich nach eigenen Angaben in orthopÃ¤discher
Behandlung befinde. Letzteres werde durch die Aussage des K widerlegt. Die
EinschÃ¤tzung des Leidensdrucks auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet sei durch die
Feststellungen des K in fachlicher Hinsicht Ã¼berholt. Wenn S1 das eingeschÃ¤tzte
LeistungsvermÃ¶gen von drei bis sechs Stunden damit begrÃ¼nde, dass der
KlÃ¤ger bei den kurzen Strecken in der Praxis ein normales Gangbild und normale
Wechsel zwischen Sitzen und Stehen zeige, sei bereits nicht nachvollziehbar, wie
aus dieser NormalitÃ¤t eine LeistungseinschrÃ¤nkung resultieren solle. Soweit S1
auf den Entlassungsbericht aus der RehabilitationsmaÃ�nahme verweise, stelle
auch dies keine Ã¼berzeugende BegrÃ¼ndung dar, da der KlÃ¤ger nach diesem
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Bericht fÃ¼r vollschichtig leistungsfÃ¤hig fÃ¼r den allgemeinen Arbeitsmarkt
gehalten worden sei. Auch der OrthopÃ¤de Krutsch habe keine quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkung festgestellt. Soweit im Reha-Entlassungsbericht auf
psychische Beschwerden, namentlich eine mittelgradig depressive Episode mit
Ã�ngsten angesprochen worden sei, sei ein die LeistungsfÃ¤higkeit
beeintrÃ¤chtigender Leidensdruck fÃ¼r das Gericht nicht nachvollziehbar. So
befindet sich der KlÃ¤ger diesbezÃ¼glich nicht in Behandlung und es erfolge auch
keine Medikation. Der KlÃ¤ger selbst habe psychisch bedingte EinschrÃ¤nkungen
nicht vorgetragen. Bei Entlassung aus der RehabilitationsmaÃ�nahme hÃ¤tten die
abschlieÃ�enden testdiagnostischen Ergebnisse zudem eine Verbesserung und ein
vÃ¶lliges Abklingen der in der Anfangsbefragung schwer ausgeprÃ¤gten
DepressivitÃ¤t ergeben. Auch hinsichtlich der Ã¼brigen von S1 genannten
Diagnosen der arteriellen Hypertonie, HypercholesterinÃ¤mie und HyperurikÃ¤mie
bestÃ¼nden keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeeintrÃ¤chtigung der
ErwerbsfÃ¤higkeit. Die von S1 und im Entlassbericht aus der
RehabilitationsmaÃ�nahme angegebenen EinschrÃ¤nkungen wie die erforderliche
Arbeit in wechselnden KÃ¶rperpositionen, im Stehen, Gehen und Sitzen, unter
Vermeidung von KÃ¤lte, NÃ¤sse, Zugluft, schwerem (nach S1 Ã¼ber 5Â kg) Heben
und Tragen von Lasten, hÃ¤ufigem BÃ¼cken, lang anhaltenden einseitigen
KÃ¶rperhaltung und Belastung, Ã¼berwiegenden Zwangshaltungen sowie
Ã¼berwiegenden Ã�berkopfarbeiten, Arbeiten auf Leitern oder GerÃ¼sten und an
gefÃ¤hrdenden Maschinen stellten weder schwere spezifische
Leistungsbehinderungen noch eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen dar (Hinweis auf BSG 11.05.1999, B 13 RJ 71/97 R). Es
kÃ¶nne dahinstehen, ob die EinschrÃ¤nkungen im Einzelnen nachvollziehbar
begrÃ¼ndet worden seien. Bereits der Begriff leichter TÃ¤tigkeiten wÃ¼rde
derartige zu vermeidende TÃ¤tigkeiten ausschlieÃ�en (Hinweis auf BSG,
20.08.1997, B 13 RJ 39/96). Auch existierten zahlreiche leichte TÃ¤tigkeiten ohne
nachtschichtige AusÃ¼bung. Soweit S1 angegeben habe, dass der KlÃ¤ger einen
Wechsel von Sitzen, Stehen und Gehen in 30- bis 60-minÃ¼tigem Wechsel
durchfÃ¼hren solle, sei dies erneut nicht nachvollziehbar begrÃ¼ndet worden.
Soweit S1 dies auf orthopÃ¤dische Erkrankungen zurÃ¼ckfÃ¼hre, sei dies durch die
fachliche EinschÃ¤tzung des K Ã¼berholt, der derartige EinschrÃ¤nkungen nicht
habe feststellen kÃ¶nnen. Sie lÃ¤gen auch angesichts der niedrigen
fachspezifischen Behandlungsfrequenz fern. Der 30- bis 60minÃ¼tige Wechsel
erschiene zudem nicht als derart ungewÃ¶hnlich, dass eine normale betriebliche
EinsatzfÃ¤higkeit auch fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten ausgeschlossen sei (Hinweis auf
BSG, 28.08.1991, 13/5 RJ 47/90). Zeitlich enger getaktete EinschrÃ¤nkungen seien
auch vom KlÃ¤ger an keiner Stelle, weder im Verwaltungs- noch im
Gerichtsverfahren noch im Rahmen der RehabilitationsmaÃ�nahme benannt.

Eine die Erwerbsminderung begrÃ¼ndende eingeschrÃ¤nkte WegefÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers liege nicht vor, wenngleich P berichtet habe, dass der KlÃ¤ger bei
ungÃ¼nstigen UmstÃ¤nden (zB Umsteigen, Treppensteigen, kurze Umsteigezeiten,
kalte Luft am Bahnsteig) Ã¶ffentliche Verkehrsmittel zur Hauptverkehrszeit nicht
benutzen kÃ¶nne. Neben der zeitlich ausreichenden Einsetzbarkeit des Versicherten
am Arbeitsplatz gehÃ¶re zur ErwerbsfÃ¤higkeit auch das VermÃ¶gen, eine
Arbeitsstelle aufzusuchen. Eine gesundheitliche BeeintrÃ¤chtigung, die dem
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Versicherten dies nicht erlaube, stelle eine derart schwere LeistungseinschrÃ¤nkung
dar, dass der Arbeitsmarkt trotz eines vorhandenen vollschichtigen
LeistungsvermÃ¶gens als verschlossen anzusehen sei. Eine volle Erwerbsminderung
setze grundsÃ¤tzlich voraus, dass der Versicherte nicht vier Mal am Tag
Wegstrecken von Ã¼ber 500 m mit zumutbarem Zeitaufwand, also jeweils
innerhalb von 20 Minuten, zu FuÃ� bewÃ¤ltigen und ferner zwei Mal tÃ¤glich
wÃ¤hrend der Hauptverkehrszeit mit Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln fahren kÃ¶nne.
Bei der Beurteilung der MobilitÃ¤t des Versicherten seien alle ihm tatsÃ¤chlich zur
VerfÃ¼gung stehenden Hilfsmittel und BefÃ¶rderungsmÃ¶glichkeiten zu
berÃ¼cksichtigen. Dazu gehÃ¶re auch die zumutbare Benutzung eines eigenen Kfz
(Hinweis auf BSG, 12.12.2011, B 13 R 21/10 R), das jedoch nach Aktenlage beim
KlÃ¤ger nicht vorhanden sei. P sei davon ausgegangen, dass der KlÃ¤ger die
Gehstrecke von vier Mal 500 m tÃ¤glich zurÃ¼cklegen kÃ¶nne. Dies werde im
Ergebnis auch von S1 und durch die Angaben im Entlassungsbericht aus der
RehabilitationsmaÃ�nahme bestÃ¤tigt. Nach letzterem betrage die Gehzeit ohne
Pause 30 Minuten, Treppensteigen sei dem KlÃ¤ger Ã¼ber eine Etage mÃ¶glich,
trotz verlangsamtem Gangbild habe kein Hinken vorgelegen. Dies lasse keine
begrÃ¼ndeten Zweifel daran entstehen, dass der KlÃ¤ger in 20 Minuten 500 m
zurÃ¼cklegen kÃ¶nne. Das Gericht teile die EinschÃ¤tzung hinsichtlich der
EinschrÃ¤nkung bei der Nutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel nicht. Zum einen
relativiere P das Vorliegen dieser EinschrÃ¤nkungen dadurch, dass er angebe, dass
dies stark von den UmstÃ¤nden abhinge. Zum anderen gebe er an, dass eine
EinschrÃ¤nkung nur im Zusammenhang mit ungÃ¼nstigen UmstÃ¤nden
bestÃ¼nde. Das Gericht sei nicht davon Ã¼berzeugt, dass die Nutzung
Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel dem KlÃ¤ger grundsÃ¤tzlich nicht mÃ¶glich sei. So sei
der KlÃ¤ger ausweislich der Verwaltungsakte am 24.01.2020 mittags noch mit
Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln von M nach S2 zu einem BeratungsgesprÃ¤ch wegen
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gefahren. Warum der KlÃ¤ger angesichts
der Feststellungen im Entlassungsbericht aus der RehabilitationsmaÃ�nahme ein
Umsteigen oder Treppensteigen nicht mÃ¶glich sein solle, sei nicht ersichtlich. Dass
der KlÃ¤ger sich generell nicht in kalter Luft aufhalten kÃ¶nne, sei ebenfalls nicht
festgestellt worden, sodass auch die BegrÃ¼ndung, der KlÃ¤ger kÃ¶nne bei kalter
Luft am Bahnsteig Ã¶ffentliche Verkehrsmittel nicht nutzen, nicht Ã¼berzeuge.
SchlieÃ�lich seien auch nicht ausschlieÃ�lich kurze Umsteigezeiten bei der Nutzung
von Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln zu besorgen.

Der KlÃ¤ger habe auch keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit nach Â§Â 240 SGB VI. Nach Â§
240 Abs 1 SGB VI hÃ¤tten Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung
bei ErfÃ¼llung der sonstigen Voraussetzungen bis zum Erreichen der
Regelaltersgrenze auch Versicherte, die vor dem 02.01.1961 geboren und
berufsunfÃ¤hig seien. BerufsunfÃ¤hig seien nach Â§ 240 AbsÂ 2 SGB VI Versicherte,
deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder Behinderung im Vergleich zur
ErwerbsfÃ¤higkeit von kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden Versicherten mit
Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten auf
weniger als sechs Stunden gesunken sei. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen
die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen sei, umfasse alle TÃ¤tigkeiten,
die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprÃ¤chen und ihnen unter
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BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres
bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnten. Zumutbar sei stets eine TÃ¤tigkeit,
fÃ¼r die die Versicherten durch Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben mit Erfolg
ausgebildet oder umgeschult worden seien. BerufsunfÃ¤hig sei nicht, wer eine
zumutbare TÃ¤tigkeit mindestens sechs Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben kÃ¶nne; dabei
sei die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Ausgangspunkt fÃ¼r die Beurteilung, ob BerufsunfÃ¤higkeit vorliege, sei der
bisherige Beruf. Darunter sei im Allgemeinen diejenige versicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung zu verstehen, die zuletzt auf Dauer, dh mit dem Ziel verrichtet
worden sei, sie bis zum Eintritt der gesundheitlichen UnfÃ¤higkeit oder bis zum
Erreichen der Altersgrenze auszuÃ¼ben; in der Regel sei das die letzte
versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit, jedenfalls dann, wenn sie
die qualitativ hÃ¶chste sei (Hinweis auf BSG, 20.07.2005, B 13 RJ 29/04Â R,). Damit
kÃ¤men TÃ¤tigkeiten, mit denen nur vorÃ¼bergehend Einkommen erzielt worden
sei, nicht in Betracht, auch dann nicht, wenn sie qualitativ hÃ¶her- oder
minderwertiger gewesen seien. Als Bezugsberuf sei fÃ¼r den KlÃ¤ger danach der
des AutomatenbefÃ¼llers anzusehen, den dieser von 1994 bis 2012 ausgeÃ¼bt
habe. Nach einer derart langen Zeit sei nicht davon auszugehen, dass er die
vorherige TÃ¤tigkeit als Feinblechner bis zum Erreichen der Altersgrenze hÃ¤tte
ausÃ¼ben wollen. Die nur kurzzeitige und vorÃ¼bergehende dreimonatige
TÃ¤tigkeit von Juli bis September 2018, die der KlÃ¤ger aus gesundheitlichen
GrÃ¼nden nach einer Probephase aufgegeben habe, vermÃ¶ge den Bezugsberuf
nicht zu beeinflussen.

BerufsunfÃ¤higkeit sei anzunehmen, wenn es keine andere TÃ¤tigkeit gebe, die
dem Versicherten sozial zumutbar und fÃ¼r ihn sowohl gesundheitlich als auch
fachlich geeignet sei (Â§ 240 Abs 2 Satz 2 SGB VI). Die soziale Zumutbarkeit einer
VerweisungstÃ¤tigkeit richte sich nach der Wertigkeit des bisherigen Berufs. Zur
Erleichterung dieser Beurteilung habe die Rechtsprechung die Berufe der
Versicherten in Gruppen eingeteilt. Diese Berufsgruppen seien ausgehend von der
Bedeutung, die Dauer und Umfang der Ausbildung fÃ¼r die QualitÃ¤t eines Berufs
hÃ¤tten, gebildet worden. Dementsprechend wÃ¼rden die Gruppen durch die
Leitberufe des Vorarbeiters mit Vorgesetztenfunktion bzw des besonders hoch
qualifizierten Facharbeiters, des Facharbeiters (anerkannter Ausbildungsberuf mit
einer Ausbildungszeit von mehr als zwei Jahren), des angelernten Arbeiters
(sonstiger Ausbildungsberuf mit einer Regelausbildung von drei Monaten bis zu zwei
Jahren) und des ungelernten Arbeiters charakterisiert (Hinweis auf BSG 12.02.2004, 
B 13 RJ 34/03 R). Als zumutbaren beruflichen Abstieg habe die Rechtsprechung
jeweils den Abstieg zur nÃ¤chstniedrigeren Stufe angenommen (BSG 20.07.2005, B
13 RJ 29/04 R). Die Versicherten aus der Gruppe der ungelernten Arbeiter seien
daher grundsÃ¤tzlich auf jede erwerbswirtschaftliche TÃ¤tigkeitsart verweisbar, die
keine formale Ausbildung erfordere (vgl BSG, 14.09.1995, 5 RJ 50/94).

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben sei der KlÃ¤ger nicht berufsunfÃ¤hig. Nachdem die
TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers als AutomatenbefÃ¼ller eine abgeschlossene
Berufsausbildung nicht voraussetze, handele es sich um eine TÃ¤tigkeit als
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ungelernter Arbeiter. Der KlÃ¤ger sei ihn Ansehung seiner Erwerbsbiographie auf
TÃ¤tigkeiten, die von ungelernten KrÃ¤ften ausgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnten,
verweisbar. Denn der KlÃ¤ger sei auch nicht als angelernte Kraft des oberen
Bereichs versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt gewesen, was eine Regelausbildung
von bis zu zwei Jahren erfordere. Dieser mÃ¶gliche Verweisungsbereich umfasse
damit auch die im Rahmen der Erwerbsminderung iSv Â§Â 43 Abs 1 Satz 2 und Abs
2 Satz 2 SGB VI in Bezug genommenen TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt, fÃ¼r die eine LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers vom Gericht
angenommen werde.

Gegen den am 10.06.2021 versandten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am
23.06.2021 Berufung beim Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg
eingelegt. In der Zwischenzeit hÃ¤tten sich seine Beschwerden
(RÃ¼ckenschmerzen, Schmerzen an der linken Schulter, Atemprobleme)
verschlechtert. Er sei nicht mehr in der Lage, mehr als drei Stunden tÃ¤glich zu
arbeiten.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgericht Stuttgart vom 04.06.2021 aufzuheben und
die Beklagte unter Aufhebung des Bescheids vom 28.02.2020 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 25.06.2020 zu verurteilen, ihm ab 01.02.2020 eine
Rente wegen voller Erwerbsminderung, hilfsweise wegen teilweiser
Erwerbsminderung, hÃ¶chst hilfsweise wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte verweist zur BegrÃ¼ndung auf den angefochtenen Gerichtsbescheid.

Zwischenzeitlich hat der KlÃ¤ger am 25.06.2021 einen weiteren Antrag auf Rente
wegen Erwerbsminderung gestellt, Ã¼ber den die Beklagte nicht entschieden hat.

Der Berichterstatter hat mit den Beteiligten am 21.09.2021 einen
ErÃ¶rterungstermin durchgefÃ¼hrt und den KlÃ¤ger persÃ¶nlich angehÃ¶rt;
hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die Niederschrift vom 21.09.2021 Bezug
genommen.

Der Senat hat die behandelnden Ã�rzte des KlÃ¤gers als sachverstÃ¤ndige Zeugen
einvernommen. Der V (Praxis P) hat mit Schreiben vom 22.10.2021 Ã¼ber eine
COPD mit funktionellem SchweregradÂ II nach GOLD, einen arteriellen Hypertonus
sowie eine HyperlipoproteinÃ¤mie berichtet. Im Vergleich zu Oktober 2020 habe
sich die Symptomatik nicht geÃ¤ndert.

Die FachÃ¤rztin fÃ¼r Innere Medizin S1 hat mit Schreiben vom 05.11.2021 Ã¼ber
Vorstellung des KlÃ¤gers ohne direkte Beschwerden berichtet. In ihrer Praxis seien
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keine Untersuchung oder Befunde erstellt worden. Es erfolge eine Standardtherapie
gegen arterielle Hypertonie, HyperurikÃ¤mie, COPD und HyperlipidÃ¤mie. Sie habe
keine wesentliche Ã�nderung festgestellt.

Die Beklagte hat unter Vorlage einer sozialmedizinischen Stellungnahme der J vom
16.12.2021 an ihrer Leistungsbeurteilung festgehalten.

Die Beteiligten haben ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung des Senats ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung erteilt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sacherhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Verfahrensakten
des SG und des Senats verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung des KlÃ¤gers hat keinen Erfolg.

Die gemÃ¤Ã� Â§ 143 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthafte und gemÃ¤Ã� Â§ 151
Abs 1 SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung, Ã¼ber die der Senat mit
EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§Â§ 153 Abs 1, 124 Abs 2 SGG ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden konnte, ist zulÃ¤ssig. Sie ist jedoch nicht
begrÃ¼ndet, da die Beklagte in ihrem Bescheid vom 28.02.2020 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25.06.2020 (Â§ 95 SGG) zu Recht die GewÃ¤hrung
einer Rente wegen Erwerbsminderung abgelehnt hat. Das SG hat die hiergegen
gerichtete Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§Â§ 54 Abs 1 und 4, 56 SGG) zu
Recht abgewiesen.

Das SG hat in dem angefochtenen Gerichtsbescheid ausfÃ¼hrlich die
Voraussetzungen fÃ¼r die begehrten Renten wegen voller und teilweiser
Erwerbsminderung sowie wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit dargestellt und im Einzelnen unter WÃ¼rdigung der
medizinischen Unterlagen Ã¼ber den KlÃ¤ger begrÃ¼ndet, warum der KlÃ¤ger
nicht erwerbsgemindert, sondern jedenfalls leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes arbeitstÃ¤glich noch mindestens sechs Stunden verrichten kann,
sowie eine Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungsbeeintrÃ¤chtigungen oder eine
spezifische LeistungsbeeintrÃ¤chtigung nicht vorliegt. Der Senat sieht von einer
weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab und weist die Berufung des
KlÃ¤gers aus den GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck (Â§ 153 Abs 2 SGG).

ErgÃ¤nzend weist der Senat im Hinblick auf das Berufungsvorbringen des KlÃ¤gers
auf Folgendes hin: Der KlÃ¤ger hat mit seiner Berufung geltend gemacht, dass sich
in der Zwischenzeit seine Beschwerden (RÃ¼ckenschmerzen, Schmerzen an der
linken Schulter, Atemprobleme) verschlechtert hÃ¤tten und er deshalb nicht mehr
in der Lage sei, mehr als drei Stunden tÃ¤glich zu arbeiten. Im ErÃ¶rterungstermin
vor dem Berichterstatter am 21.09.2021 hat er angegeben, dass er in
hausÃ¤rztlicher und in lungenfachÃ¤rztlicher Behandlung sei und eine
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orthopÃ¤dische Behandlung nicht stattfinde. Aus seiner Sicht hat er seine
gesundheitlichen Hauptprobleme in den Bereichen RÃ¼cken, Schulter und Lunge
gesehen. Der Senat hat das Vorbringen des KlÃ¤gers zum Anlass genommen, die
behandelnden Ã�rzte des KlÃ¤gers zu dessen Gesundheitszustand sowie zu
eventuellen VerÃ¤nderungen gegenÃ¼ber ihrer letzten sachverstÃ¤ndigen
Zeugenaussage zu befragen. Eine relevante VerÃ¤nderung des
Gesundheitszustandes des KlÃ¤gers hat sich daraus nicht ergeben. Die
behandelnden Ã�rzte des KlÃ¤gers haben die behauptete Verschlechterung des
Gesundheitszustandes nicht bestÃ¤tigt, sodass kein Anlass fÃ¼r eine Ã�nderung
der Leistungsbeurteilung besteht. V (Praxis P) hat â�� weiterhin â�� Ã¼ber eine
COPD mit funktionellem Schweregrad II nach GOLD, dh einem mittleren
Schweregrad, berichtet und eine VerÃ¤nderung des Gesundheitszustandes des
KlÃ¤gers ausdrÃ¼cklich verneint. In dem Befundbericht vom 23.09.2021 wird von
einem passablen Allgemeinzustand, einer deutlichen Abnahme der bronchitischen
Symptomatik nach Rauchstopp, spirometrisch reduzierten statischen Volumina,
einer deutlichen peripheren Flusslimitation, einer leichtgradigen peripheren
Obstruktion, bodyplethysmographisch normalen Volumina, keiner zentralen
Obstruktion, einer leichtgradigen LungenÃ¼berblÃ¤hung und einem oximetrischen
Normalbefund berichtet. S1 hat ebenfalls eine wesentliche Ã�nderung verneint. Sie
hat darÃ¼ber berichtet, dass der KlÃ¤ger sie lediglich wegen der Standardtherapie
gegen arterielle Hypertonie, HyperurikÃ¤mie, COPD, HyperlipidÃ¤mie sowie
Vorsorge (Impfungen) aufgesucht hat. Eine orthopÃ¤dische Behandlung wegen der
WirbelsÃ¤ulen- und Schultererkrankung findet nach wie vor nicht statt. J hat in ihrer
sozialmedizinischen Stellungnahme vom 16.12.2021, die der Senat als qualifiziertes
Beteiligtenvorbringen zu verwerten hat, die sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen
der behandelnden Ã�rzte Ã¼berzeugend dahingehend bewertet, dass weiterhin von
einem Ã¼ber sechsstÃ¼ndigen LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt auszugehen ist.Â  

Der Sachverhalt ist in medizinischer Hinsicht vollstÃ¤ndig aufgeklÃ¤rt. Der
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen der K, P/V und S1, die sozialmedizinischen
Stellungnahmen der J, L und S sowie der Entlassbericht des B haben dem Senat die
fÃ¼r die richterliche Ã�berzeugungsbildung notwendigen sachlichen Grundlagen
vermittelt (Â§ 118 Abs 1 Satz 1 SGG, Â§ 412 Abs 1 Zivilprozessordnung [ZPO]).
Weitere Beweiserhebungen waren von Amts wegen nicht mehr notwendig.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 10.01.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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